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Unser M
itteilungsblatt Nr. 19 zeichnet sich

w
iederum

 durch höchste Aktualität aus.
D

as Them
a der Bundestagung 2003 “Akti-

vierender Sozialstaat” w
ie auch die Stel-

lungnahm
e des D

G
B zu “H

artz” II und IV,
die sich ja im

 M
om

ent in den parlam
enta-

rischen G
rem

ien befinden, belegen das.

Das M
itteilungsblatt Nr. 20 erscheint im

 M
ai

2004, Redaktionsschluss ist der 15.4.2004.
Beiträge erbitten w

ir an die Redaktion oder
den Vorstand.

Das stürm
ische W

etter der augenblicklichen
Sozialpolitik färbte auf die Atm

osphäre der
Bundestagung nicht ab, obw

ohl der Ver-
band m

it dem
 Leitthem

a “aktivierender
Sozialstaat” gerade die m

aßgebende
Philosophie der aktuellen, seit der letzten
Bundestagsw

ahl verfolgten deutschen Sozi-
alpolitik hinterfragte. D

ie Abkehr von der
w

ohlfahrtsstaatlichen Kom
ponente und die

H
inw

endung zur verhaltenssteuernden
W

irkung sozialpolitischer G
esetzgebung

w
urde schw

erpunktm
äßig in den Bereichen

Arbeitsm
arkt und Arbeitsförderung sow

ie
G

esundheitsversorgung und Krankenversi-

cherung untersucht. Anlässlich des Em
p-

fangs der Freien H
ansestadt Brem

en im
 his-

torischen Rathaus verdeutlichte Staatsrat
Knigge als Vertreter der Senatorin für Ar-
beit und Soziales die praktische Um

setzung
der geänderten Konzeption und Zielrich-
tung an praktischen Beispielen aus dem
kom

m
unalen Alltag.

D
as Fachprogram

m
 begann m

it einer syste-
m

atischen bereichsübergreifenden Analyse
des Konzepts des aktivierenden Sozialstaa-
tes als neuem

 Leitbild der Sozialpolitik.
D

ieser Aufgabe stellte sich Prof. D
r. Thors-

ten K
ingreen (jetzt: Universität Regens-

burg ) als Vertreter der jungen G
arde sozial-

rechtlicher H
ochschullehrer. Er spannte den

Bogen vom
 W

ohlstands- und Steuerungsop-
tim

ism
us des daseinsvorsorgenden Sozial-

staates, von der Existenzsicherung zur G
e-

w
ährung von Teilhabe und vom

 Alm
osen

zum
 subjektiv sozialen Recht. Bei der Frage,

w
en der Staat überhaupt aktivieren w

ill,
m

achte Kingreen deutlich, dass das neue
Konzept von einer Verantw

ortungsteilung
zw

ischen Staat und G
esellschaft ausgeht.

M
indestens ebenso w

ichtig w
ie die Aktivie-

rung des Bürgers erscheint ihm
 die Entw

ick-
lung zu einer aktivierenden Verw

altung als
neuem

 Steuerungsm
odell. H

ierzu zählen:
ein Abbau hierarchischer Strukturen und
die Entw

icklung kooperativer H
andlungs-

form
en. D

ie Verantw
ortungsteilung voll-

ziehe sich im
 Sozialrecht über Selbstverw

al-
tung und Selbstregulierung. D

ie hier bereits
etablierte Verantw

ortungsteilung sei in eini-
gen Bereichen des Sozialrechts allerdings
m

it negativen Begleiterscheinungen korpo-
ratistischer Strukturen verbunden, w

ie
etw

a bei der m
onopolartigen Leistungser-

bringung im
 Sachleistungssystem

 .

Trotz aktuell höchster Belastung hatte einer
der “Väter” des G

esetzgebungspaketes
“M

oderne D
ienstleistungen am

 Arbeits-
m

arkt”, M
inD

ir Bernd Buchheit ( Bundes-
m

inisterium
 für W

irtschaft und Arbeit ), den
W

eg von Berlin nach Brem
en auf sich ge-

nom
m

en, um
 den Teilnehm

ern der Bundes-
tagung M

ittel und Ziele der Arbeitsm
arkt-

reform
 zu verdeutlichen. Leider w

ar es ihm

zeitlich nicht m
öglich, an der eingehenden

Diskussion dieses Them
enabschnitts am

Nachm
ittag teilzunehm

en. D
ie Teilnehm

er
sparten jedenfalls nicht m

it detaillierter
Kritik, die Sachkunde erkennen ließ. Ziel
der Reform

 ist nach Buchheit ein Um
bau

des Sicherungssystem
s, kein Abbau sozialer

Rechte. D
as Fördern solle m

it Perspektive
erfolgen, das Fordern m

it Legitim
ation.

Basis für letzteres sei eine individuelle Ver-
einbarung. D

ie H
artz-Kom

m
ission habe

sich das Ziel gesetzt, Tabus aufzubrechen
und auch über Them

en zu diskutieren, die
bislang ausgeblendet w

orden seien. D
ie

bereits eingesetzten völlig neu konzipierten
Instrum

ente der Arbeitsm
arktpolitik, w

ie
“Ich - AG

” oder “Fam
ilien - AG

”  und die Per-
sonal-Service-Agenturen seien erfolgreich;
letztere benötigten allerdings eine längere
Vorlaufzeit; zudem

 bilde die augenblicklich
schlechte Konjunktur für Zeitarbeit kein
günstiges Klim

a. M
it dem

 G
esetzgebungs-

paket “H
artz III” sei ein gigantischer Um

w
äl-

zungsprozess in der Arbeitsverw
altung ver-

bunden, der eine Abkehr von der Verw
al-

tung von Arbeitslosigkeit zum
 Agieren auf

dem
 Arbeitsm

arkt m
it sich bringen w

erde.
D

urch die m
it “H

artz IV” vorgesehene Zu-
sam

m
enführung von Alhi und Sozialhilfe

w
erde letztlich die Beibehaltung und Auf-

nahm
e von Erw

erbstätigkeit gegenüber der
Untätigkeit privilegiert. Notw

endig sei in
diesem

 Zusam
m

enhang auch eine stärkere
Förderung junger M

enschen.

Finanzierungsverantw
ortung und Leis-

tungsgew
ährung w

ürden vereinheitlicht;
gleichzeitig kom

m
e es zum

 Ausbau regio-
naler Kooperationen m

it Kom
m

unen. D
ie

alternativ vorgeschlagene alleinige Träger-
schaft der Kom

m
unen sei angesichts der

G
rößenordnung der Alhi - Bezieher vor

allem
 von den Kom

m
unen in den neuen

Bundesländern nicht zu realisieren.

Am
 Nachm

ittag des ersten Tages konnte der
M

oderator Prof. D
r. Ingw

er Ebsen m
it Prof.

D
r. K

arl-Jürgen Bieback ( H
ochschule für

W
irtschaft und Politik, H

am
burg) einen

Referenten begrüßen, auf den der Sozial-
rechtsverband seit langen Jahren sehr gern

dieser G
esetzesänderung w

ird dem
 Be-

schluss des Bundesverfassungsgerichts zur
Einbeziehung der Kirchensteuer Rechnung
getragen. D

as haben der D
G

B und seine
M

itgliedsgew
erkschaften seit langem

 ge-
fordert.

M
it H

artz IV sollen die Em
pfehlungen der

H
artz-Kom

m
ission zur Zusam

m
enlegung

von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe sow
ie

zur Errichtung von Job-Centern als einheit-
liche Anlaufstelle für Arbeitslose um

gesetzt
w

erden. D
er D

G
B hält die beim

 so genann-
ten Arbeitslosengeld II vorgesehene m

ateri-
elle Sicherung von Arbeitslosen für völlig
unzureichend. D

ie Festschreibung des Leis-
tungsniveaus grundsätzlich auf H

öhe des
Existenzm

inim
um

s w
ird Arm

ut von Lang-
zeitarbeitslosen fördern. Um

 w
eiter der

Altersarm
ut vorzubeugen, darf nicht nur

die staatlich geförderte Riester-Rente von
der Anrechnung auf das neue Arbeitslosen-
geld II ausgenom

m
en w

erden. Insow
eit ist

positiv, dass nach den letzten Änderungsan-
trägen auch w

eitere Anlageform
en für die

private Altersvorsorge in H
öhe von 200 ¤

 je
vollendetem

 Lebensjahr, höchstens jedoch
13.000 ¤

 als Schonverm
ögen anerkannt

w
erden.

D
ie Verschärfung der Zum

utbarkeitsregeln
m

it der Folge der Annahm
everpflichtung

von niedrig bezahlter Arbeit und sogar von
nicht arbeits- und sozialrechtlich gesicher-
ten “Arbeitsgelegenheiten” w

ird m
it den

insgesam
t verschärften Sanktionsvorschrif-

ten noch potenziert. D
as ist nicht nur poli-

tisch verfehlt, sondern auch rechtlich be-
denklich. D

aher ist die zuletzt eingeführte
Regelung, dass eine Arbeit, für die nicht das
m

aßgebliche tarifliche Entgelt gezahlt w
ird,

nicht angenom
m

en w
erden m

uss, ein
Schritt in die richtige Richtung.

Zum
 beabsichtigten Prinzip von Fördern

und Fordern sollen Eingliederungsverträge
zw

ischen dem
 “Fallm

anager” und dem
 Ar-

beitslosen abgeschlossen w
erden. Eine

gerichtliche Ü
berprüfbarkeit w

ird jedoch
schw

ierig, da noch streitig ist, ob es sich um
einen öffentlich-rechtlichen Vertrag handelt
oder dieser Vertrag doch als Verw

altungsakt
ausgelegt w

erden könnte. Verw
eigert der

Arbeitlose aber den Abschluss eines solchen
Vertrages, drohen ihm

 Sanktionen.

Für die Ü
berprüfung der Verw

altungsent-
scheidungen zu ALG

 II w
ird der Rechtsw

eg
zu den Sozialgerichten eröffnet w

erden.
D

iese Entscheidung gegen eine Rechtsw
eg-

zuw
eisung zu den Verw

altungsgerichten

w
ird vom

 D
G

B begrüßt. Er hat sich in star-
kem

 M
aße dafür eingesetzt, dass diese Kor-

rektur erfolgte. D
ie Sachkom

petenz der
Sozialgerichte sow

ie ihre Erfahrungen und
Kenntnisse auf den G

ebieten der Arbeits-
förderung und der Erw

erbsfähigkeit kann
dadurch genutzt w

erden. Für die M
itglieder

der G
ew

erkschaften ist es dadurch m
öglich,

den gew
erkschaftlichen Rechtsschutz ggf.

bis zum
 Bundessozialgericht in Anspruch

zu nehm
en.

R
enate G

abke, Referatsleiterin
Sozialrecht beim

 DGB-Bundesvor-
stand, M

itglied des Vorstandes des
Deutschen Sozialrechtsverbandes

AA AAAusblic
usblic
usblic
usblic
usblickk kkk

Das 36. K
ontaktsem

inar findet vom
23. bis 25. Februar 2004 – w

ie im
m

er im
Verw

altungssem
inar (Fachhochschule) des

Bundesverbandes der landw
irtschaftlichen

Sozialversicherungsträger in Kassel – statt.
Es w

ird sich m
it der Absicherung des Pflege-

risikos beschäftigen. Angesichts der augen-
blicklich geführten D

iskussion über unter-
schiedliche Lösungsm

odelle w
erden w

ir
versuchen, m

ögliche Ausw
irkungen der

diskutierten M
odelle in Bereichen w

ie dem
Unterhalts- und Sozialhilferecht einzubezie-
hen. G

erade die Ausw
irkungen auf die

fam
ilienrechtlichen Unterhaltsbeziehungen

m
üssen in Anbetracht der neuesten Recht-

sprechung des Bundesgerichtshofs einge-
hend untersucht w

erden. Auf dem
 Prüf-

stand steht aber in erster Linie das bisherige
System

, dessen Schw
ächen eingehend ana-

lysiert w
erden sollen; w

obei w
ir uns nicht

auf die rechtliche Ausgestaltung beschrän-
ken, sondern auch die Akzeptanz in der
Bevölkerung und die Ausw

irkungen auf die
Q

ualität der Pflege hinterfragen w
erden.

D
as Kontaktsem

inar w
ird im

 einzelnen
folgende Them

en behandeln:

1. Schw
erpunkt: Ausw

irkungen der
Pflegeversicherung und internatio-
naler Vergleich

�
 

W
irkungen der Pflegeversicherung auf

Pflegebedürftige und Versorgungs-
strukturen: Bilanz und Perspektiven;

�
 

Absicherung des Pflegerisikos und
Sicherung der Pflegequalität im

 inter-
nationalen Vergleich

2. Schw
erpunkt: Fam

ilienrechtliche
Beistands- und Unterhaltspflichten
versus staatliche Verpflichtung zur
Sicherung des Pflegerisikos

Pflegeversicherung oder Pflege-Leistungs-
gesetz für Bedürftige?

�
 

aus sozialw
issenschaftlich-ökonom

i-
          scher Sicht,
�
 

aus der Sicht der Kom
m

unen,
�
 

aus der Sicht der W
ohlfahrtsverbände

Fam
ilienrechtliche Beistands- und Unter-

haltspflichten nach Eintritt von Pflegebe-
dürftigkeit sow

ie G
renzen des Unterhalts-

rückgriff

3. Schw
erpunkt: O

rganisation und
D

urchführung der Pflege

�
 

Bem
essung des Pflegebedarfs nach

dem
 SG

B XI,  Nachvollziehbarkeit und
Ü

berprüfbarkeit/Alternativen zum
gegenw

ärtigen System
?

�
 

Zuordnung der Behandlungspflege zur
Pflege- oder Krankenversicherung

�
 

Norm
ierung verbindlicher Pflege-

standards

B
undestagung 2004:

Im
 Jahr 2004 w

ird die Bundestagung nicht
Ende Septem

ber, sondern am
 21. und 22.

O
ktober stattfinden. G

rund ist die für Ende
Septem

ber vorgesehene Festveranstaltung
der Sozialgerichtsbarkeit aus Anlass ihres
fünfzigjährigen Bestehens in Kassel. D

ie
nächste Bundestagung steht unter dem
Leitthem

a: “O
ffene M

ethode der Koordinie-
rung des sozialen Schutzes in der EG

”.
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zurückgreift, w
enn es gilt neue rechtliche

Strukturen zu erschließen und auf ihre
Tragfähigkeit zu analysieren. G

esundheit
und Arbeitsm

arkt gehören seit langem
 zu

seinen w
ichtigsten Forschungsschw

erpunk-
ten. Ausgehend von der langjährigen inten-
siven Beobachtung der Arbeitsm

arktgesetz-
gebung fand Bieback zur “H

artz-G
esetzge-

bung” eher kritische Töne. Vorbehalte äu-
ßerte er vor allem

 gegenüber der in Teilbe-
reichen vorgesehenen gesetzlich nicht ge-
bundenen Leistungsgew

ährung durch die
Arbeitsverw

altung. Eine völlig freie Subven-
tionierung sei m

it der Kom
petenz des Bun-

des zur Regelung der Sozialversicherung
nicht vereinbar. Bedenken äußerte er zu-
dem

 gegenüber der verw
irrenden Struktur

des Verhältnisses der Bundesanstalt zu Leis-
tungserbringern auf dem

 G
ebiet von Fort-

und W
eiterbildung. D

ie Aktivierungsinstru-
m

ente gegenüber dem
 Versicherten seien

nicht neu, sondern im
 w

esentlichen nur er-
heblich verschärft; etw

a bei Sperrzeit, Ver-
fügbarkeit und Zum

utbarkeit. D
ie auf Kon-

sens abstellenden H
andlungsform

en  im
Verhältnis Arbeitsverw

altung zu Arbeitssu-
chenden seien gew

öhnungsbedürftig. Kritik
übte Bieback zudem

 am
 Fehlen allgem

einer
G

rundlagen für die geplanten vertraglichen
Beziehungen zw

ischen Arbeitsverw
altung

und Arbeitssuchenden. D
ie H

eftigkeit der
sich anschließenden D

iskussion ließ erken-
nen, dass die Um

setzung des Aktivierungs-
m

odells in den bereits vorliegenden  und
den noch geplanten G

esetzen von großer
Skepsis begleitet w

ird.

D
r. Felix W

elti (Institut für Sozialrecht und
Sozialpolitik in Europa der Universität
Kiel), durch zahlreiche Publikationen als
Kenner der Integration behinderter M

en-
schen ins Arbeitsleben ausgew

iesen, be-
schäftigte sich m

it den “Leistungen zur Teil-
habe als Elem

ente aktivierender Interven-
tion”. Im

 M
ittelpunkt seiner Ausführungen

standen das aus der Verfassung abgeleitete
Benachteiligungsverbot (Art. 3 Abs. 3 Satz 2
G

G
) und das im

 europäischen G
em

ein-
schaftsrecht verankerte D

iskrim
inierungs-

verbot sow
ie die Konkretisierungen dieser

Vorgaben im
 nationalen Behindertenrecht.

Der zw
eite Tag w

idm
ete sich dem

 Krank-
heitsrisiko. Prof. D

r. Jürgen W
asem

 ( jetzt:
Universität Essen/Duisburg ), gerade in
jüngster Zeit vielgefragter Ratgeber diver-
ser Sachverständigengrem

ien, untersuchte
speziell die Frage, ob und gegebenenfalls
w

elche Anreize für Versicherte in der ge-
setzlichen Krankenversicherung gesetzt

w
erden sollten, um

 das sogenannte m
oral -

hazard - Syndrom
 zu bekäm

pfen und so die
Finanzierung der Krankenversicherung zu
stabilisieren. M

it Prof. Tim
othy S. Jost

(W
ashington and Lee University, Virginia)

konnte erstm
als ein am

erikanischer Refe-
rent begrüßt w

erden, der allerdings schon
vor Jahren w

ährend eines Forschungsauf-
enthaltes an der Universität G

öttingen Teil-
nehm

er eines Kontaktsem
inars w

ar. Vor
allem

 die Krankenversicherungsspezialisten
unter den Tagungsteilnehm

ern verfolgten
m

it großem
 Interesse die Ausführungen zur

Entw
icklung des am

erikanischen Kranken-
versicherungssystem

s und der Versorgung
m

it G
esundheitsleistungen seit Clinton;

denn den Stand M
itte der neunziger Jahre

hatte Jost zuletzt im
 Verlauf des Kontakt-

sem
inars 1997 erläutert. D

as G
esam

tresü-
m

ee über den aktuellen Zustand der G
e-

sundheitsversorgung fiel eher negativ aus.
Trotz der m

it Restriktionen verbundenen
Reform

en des deutschen Krankenversiche-
rungssystem

s ließ Jost erkennen, dass er
nach w

ie vor das deutsche System
 dem

am
erikanischen vorzieht.

D
ie Brem

er Bundestagung zeichnete ein
Phänom

en aus: der Unterschied zw
ischen

angem
eldeten und erschienen Teilnehm

ern
w

ar erheblich geringer als im
 langjährigen

Durchschnitt; zudem
 w

ar das Durchhalte-
verm

ögen erstaunlich groß, w
as allerdings

auch m
it dem

 Um
stand zusam

m
en hängen

kann, dass das Referat unseres am
erikani-

schen G
astes dram

aturgisch geschickt den
Abschluss der Tagung bildete!Peter Udsching

Dr. W
olfgang Noftz,  Präsident des Landesso-

zialgericht Schlesw
ig-H

olstein und langjäh-
riges M

itglied des Verbandsausschusses
w

urde am
 10.4.2003 zum

 H
onorarprofessor

der Christian-Albrechts-Universität Kiel
ernannt.

Am
 Bundessozialgericht gab es folgende

Veränderungen: Vizepräsidentin Dr. Inge-
borg W

olff  und Vors. Richter Dr. Klaus
Burchardt  sind nach Erreichen der Alters-
grenze in den Ruhestand getreten. Neue
Vizepräsidentin ist Dr. Ruth W

etzel-Stein-
w

edel , die w
eiterhin Vorsitzende des 5. und

8. Senats ist. Nachfolger von Dr. Klaus
Burchardt  als Vorsitzender des für die
Unfallversicherung zuständigen 2. Senats

w
urde Reinhard Steege, Nachfolger von

Dr. Ingeborg W
olff als Vorsitzender des für

das Arbeitsförderungsrecht zuständigen
7. Senats w

urde Prof. Dr. Peter Udsching.

Ein langjähriger aktiver Begleiter der Arbeit
des Sozialrechtsverbandes ist m

itten aus
dem

 ruhelosen Forscherleben heraus geris-
sen w

orden: Prof. Dr. M
einhard H

einze,
D

irektor des Instituts für Arbeitsrecht und
Recht der sozialen Sicherheit an der Univer-
sität Bonn, starb am

 20. Juli 2003 im
 Alter

von 60 Jahren. Die Universität Bonn hatte
ihn gerade zum

 Rektor gew
ählt. D

er Sozial-
rechtsverband verliert m

it H
einze einen

W
issenschaftler, der sich in die Pflicht

nehm
en ließ und die w

issenschaftlichen
Tagungen des Verbandes durch engagierte
und fundierte Beiträge bereicherte.

D
ie Sitzungen von Vorstand, Verbandsaus-

schuss und Verbandsversam
m

lung fanden
bereits am

 Vortag der Tagung in Brem
en

statt. Auch in diesem
 Jahr schloss sich eine

Führung durch das Zentrum
 der gastgeben-

den Stadt an, die in geselliger Runde im
historischen Brem

er Ratskeller ihren
Abschluss fand.

Auf der Tagesordnung des Verbandsaus-
schusses stand die W

ahl von M
itgliedern

des Vorstandes. Nach Ablauf ihrer vierjähri-
gen W

ahlperiode w
urden w

ieder gew
ählt:

die H
erren Ebsen, Schm

einck und Udsching.
Als neues Vorstandsm

itglied und Nachfol-
gerin des altersbedingt ausgeschiedenen
G

eorg Faupel w
ählte der Verbandsaus-

schuss als eines der beiden gew
erkschaftli-

chen  M
itglieder des Vorstandes Frau Renate

G
abke, die auch in der Abteilung Sozialpoli-

tik des D
G

B-Bundesvorstands Nachfolgerin
von G

eorg Faupel ist.

Als w
eitere Them

en w
urden behandelt:

�
 

D
ie Neustrukturierung der juristischen

Ausbildung. H
ier gab Prof. D

r. Ingw
er Ebsen

einen Ü
berblick über anstehende Verände-

rungen, die sich auf das Lehrangebot der ju-
ristischen Fakultäten im

 Sozialrecht ausw
ir-

ken w
erden. D

ie neue Schw
erpunktbildung

bei den bisherigen W
ahlfächern w

ird dazu
führen, dass Sozialrecht nur noch an den
Fakultäten angeboten w

erden w
ird, die in

den Schw
erpunktgebieten über eine hin-

reichende Zahl an H
ochschullehrern m

it ent-
sprechendem

 Lehrangebot verfügen. G
rund-

För
För
För
För
Förder

der
der
der
derprpr prprpreis

eis
eis
eis
eis

sätzlich w
ird das Sozialrecht dann m

it be-
nachbarten G

ebieten w
ie dem

 Arbeitsrecht
oder dem

 Fam
ilienrecht kom

biniert w
erden

bzw
. zum

 Teil auch in einen Schw
erpunkt

W
irtschaftsverw

altungsrecht integriert.

�
 

Die aktuelle Diskussion über den
Rechtsw

eg beim
 geplanten Arbeitslosengeld

II (frühere Alhi).

�
 

D
er Vorsitzende des Verbandsaus-

schusses, Präsident des BSG
 M

atthias von
W

ulffen, inform
ierte die Teilnehm

er der
Sitzung zudem

 über die jüngsten Pläne zur
Zusam

m
enlegung der öffentlich-rechtlichen

G
erichtsbarkeiten, die im

 Rahm
en der Stel-

lungnahm
e des Bundesrates zu H

artz IV
entw

ickelt w
erden.

�
 

D
ie Verbandsversam

m
lung nahm

 zu-
nächst einen Bericht des Vorsitzenden über
die Verbandstätigkeit seit der letzten Sit-
zung entgegen. Anschließend stellte Prof.
Dr. Stephan Leibfried das an der Universität
Brem

en ansässige “Zentrum
 für Sozial-

politik” vor, das – w
ie kaum

 eine andere
Einrichtung in D

eutschland – interdiszipli-
när über geballten sozialpolitischen Sach-
verstand verfügt.
                                                         Peter Udsching

D
em

 Vorstand lagen zw
ei D

issertationen
und eine H

abilitation vor, deren Autoren
sich um

 den jüngst ausgelobten Förderpreis
des Sozialrechtsverbandes bew

arben. Die
Arbeiten w

urden bei der Sitzung des Vor-
standes von

 einzelnen Vorstandsm
itglie-

dern vorgestellt und gew
ürdigt. Anschlie-

ßend sprach sich der Vorstand dafür aus,
den ersten Förderpreis Frau Constanze Abig
zu verleihen, die an der Universität Jena
eine Dissertation zum

 Them
a “Die Rechts-

stellung nicht ärztlicher Leistungserbringer
in der G

KV – eine vergleichende Untersu-
chung am

 Beispiel des Rettungsw
esens in

D
eutschland und Frankreich” geschrieben

hat. Der Preis soll anlässlich des nächsten
Kontaktsem

inars am
 23. Februar 2004 in

Kassel verliehen w
erden.

An dieser Stelle w
ar der Abdruck einer Stel-

lungnahm
e des Deutschen Sozialrechtsver-

bandes zum
 Rechtsw

eg für Leistungen der

Schw
erpunkt der Agenda 2010 sind die Re-

form
en am

 Arbeitsm
arkt. D

iese Reform
en

haben w
esentliche Ausw

irkungen auf das
Sozialrecht. M

it den geplanten G
esetzesän-

derungen erleben Arbeitnehm
er und Versi-

cherte keinesfalls nur Verw
altungsverein-

fachung oder Bürokratieabbau, sondern
erfahren tiefe Einschnitte in ihre sozialen
Rechte, w

obei noch offen ist, ob sie positive
Ausw

irkungen auf dem
 Arbeitsm

arkt ha-
ben.

M
it dem

 “D
ritten G

esetz für m
oderne

D
ienstleistungen” (H

artz III) soll der Um
-

bau der Bundesanstalt für Arbeit fortge-
setzt w

erden, m
it dem

 “Vierten G
esetz für

m
oderne D

ienstleistungen am
 Arbeits-

m
arkt”(H

artz IV) w
ird die Arbeitslosenhilfe

abgeschafft und stattdessen die “G
rund-

sicherung für Arbeitslose” eingeführt. M
it

der durch H
artz III beabsichtigten “Ver-

w
altungsvereinfachung” w

erden in nicht
w

enigen Fällen auch Leistungskürzungen
vorgenom

m
en. G

erade in Verbindung m
it

der Kürzung des Bezuges von Arbeitslosen-
geld, den Änderungen des Kündigungs-
schutzes und der Abschaffung der Arbeits-
losenhilfe könnte der D

ruck insbesondere
auf Ältere drastisch zunehm

en. D
er D

G
B ist

der Auffassung, dass gezielte Instrum
ente

für die G
ruppe der Älteren entw

ickelt w
er-

den m
üssen, um

 den Verbleib in Beschäfti-
gung zu unterstützen. D

ie Instrum
ente zur

Förderung der W
iedereingliederung sollten

nicht w
ie geplant gekürzt, sondern ausge-

baut w
erden. Bereits durch das G

esetz
“Reform

en am
 Arbeitsm

arkt” w
urden Än-

derungen im
 Kündigungs- und Befristungs-

recht und der Bezugdauer des Arbeitslosen-

geldes für ältere Arbeitsnehm
er vorgenom

-
m

en. D
iese Kürzungen beim

 Arbeitslosen-
geld bringen insbesondere für die Älteren
nur zusätzliche Belastungen und dam

it auch
für die Konjunktur keine Entlastungen.
D

er Aussteuerungsprozess aus der Arbeits-
losenversicherung w

ird sich beschleunigen.
D

ie Folgen der m
angelnden sozialen Siche-

rung treffen nicht nur den Arbeitslosen,
sondern letztlich auch den Steuerzahler.

D
ie Eingriffe bei den Arbeitsbeschaffungs-

und Strukturanpassungsm
aßnahm

en hal-
ten w

ir für einschneidend und nicht ge-
rechtfertigt, vor allem

 dass bei den Arbeits-
beschaffungsm

aßnahm
en die Versiche-

rungspflicht entfallen soll. D
er Ausschluss

aus der Pflichtversicherung ist rechtlich
bedenklich. ABM

-Beschäftigte w
erden ge-

genüber anderen Arbeitnehm
ern benach-

teiligt. Ein charakteristisches M
erkm

al der
Sozialversicherung ist die Versicherungs-
pflicht, also die Zw

angsversicherung.
D

iese bedingt einen Abschlusszw
ang, auch

auf Seiten des Versicherungsträgers.

Auch die Förderung von W
eiterbildungs-

m
aßnahm

en w
ird w

eiter herabgestuft. D
er

W
egfall des Unterhaltsgeldes für Berufs-

rückkehrerinnen w
irkt sich insbesondere

auf Fam
ilien m

it geringem
 und m

ittlerem
Einkom

m
en aus. D

iese Personen w
erden

w
ie andere Nichtleistungsem

pfänger er-
hebliche Schw

ierigkeiten haben, in aktive
M

aßnahm
en zu kom

m
en.

D
ie speziellen Anw

artschaftszeiten für Sai-
sonarbeitnehm

er sollen gestrichen w
erden.

G
leichzeitig w

ird die Rahm
enfrist auf zw

ei
Jahre verkürzt; in dieser Zeit m

uss eine
Beschäftigung von 12 M

onaten nachgew
ie-

sen w
erden. D

urch diese Änderungen sind
nicht nur die Saisonarbeitnehm

er betrof-
fen. In den letzten Jahren ist ein Anstieg von
befristeten Arbeitsverhältnissen festzustel-
len, diese w

erden in Zukunft durch die
Ausw

eitung der Befristungsm
öglichkeiten

w
eiter zunehm

en. D
ies führt dazu, dass

berufliche Tätigkeiten und Arbeitslosigkeit
in kurzer Folge w

echseln können; und es
w

ird schw
ieriger, die Anspruchsvorausset-

zungen für die Erlangung von Arbeitslosen-
geld zu erfüllen.
Positiv ist, dass Arbeitslose sich zukünftig
nicht nur für die Aufnahm

e der Vollzeit-
beschäftigung dem

 Arbeitsm
arkt zur Verfü-

gung stellen m
üssen und som

it auch die Ein-
schränkung auf Teilzeit zulässig sein soll.

Künftig w
ird die fiktive Kirchensteuer bei

der Berechnung des Arbeitslosengeldes
nicht m

ehr in Anrechnung kom
m

en. M
it

Grundsicherung nach dem
 SGB II geplant.

Der Vorstand hatte sich m
it dieser Stellung-

nahm
e im

 August an die O
bleute der Partei-

en in den m
aßgebenden Ausschüssen des

Bundestages gew
andt, w

eil er das Vorha-
ben, Streitigkeiten um

 das geplante Arbeits-
losengeld II (Grundsicherung für erw

erbs-
fähige Arbeitslose) der Verw

altungsgerichts-
barkeit zuzuw

eisen, für sachw
idrig hielt.

Unm
ittelbar vor Redaktionsschluss dieses

M
itteilungsblattes ist die Gesetzesfassung

durch den Ausschuss für W
irtschaft und

Arbeit geändert und die Zuständigkeit der
Sozialgerichte für die Grundsicherung ein-
gefügt w

orden.
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